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1414 Volkstag und Senat haben in den in Artikel 49 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig 
für Verfaſſungsänderungen aa gen folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet 


wird: 
Geſetz 


zur Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten und Angeſtellten im Amt und im 
Ruheſtand ſowie ihrer Hinterbliebenen. 


Vom 13. 10. 1931. 
Artikel I - 
§ 1 
Der $ 46 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) wird auf⸗ 
gehoben, und zwar: 

a) mit Wirkung vom 1. November 1931 für Beamte und Verſorgungsberechtigte, deren Ge⸗ 
ſamtbezüge, mit Ausnahme der Kinderbeihilfen, den Betrag von 300 G monatlich über— 
ſteigen mit der Maßgabe, daß die zu zahlenden Geſamtbezüge, mit Ausnahme der Kinder- 
beihilfen, bis zum 31. März 1932 den Betrag von 300 G monatlich nicht unterſchreiten dürfen; 

b) mit Wirkung vom 1. April 1932 für alle übrigen Beamten und Verſorgungsberechtigten. c 


8 2 

§ 1 gilt ſinngemäß für die Berechnung: 

a) der Verſorgungsbezüge aller unter das Beamten-Ruheſtandsgeſetz, Unfallfürſorgegeſetz für 
Beamte und Beamten-Hinterbliebenengeſetz fallenden Ruheſtandsbeamten und Hinter⸗ 
bliebenen; 

b) der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellten im Amt und 
im Ruheſtande ſowie der Hinterbliebenen von mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellten; 

c) der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten, der Rubeltandsbeamten und Hinter- 
bliebenen von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände (§ 52 des Danziger Be— 
ſoldungsgeſetzes, § 61 des Beamten-Ruheſtandsgeſetzes und § 30 des Beamten-Hinter⸗ 
bliebenengeſetzes); 

d) der Dienſtbezüge der auf Grund des Angejtellten=Tarifvertrages vom 17. Juni 1930 
(St. A. Teil I S. 199) eingeſtellten Perſonen. 


8 3 


Ae Die ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im Gebiet der Freien Stadt Danzig, 


einſchließlich der Träger der Sozialverſicherung, ſind verpflichtet, die Bezüge ihrer Beamten und An— 
geſtellten, Ruheſtandsbeamten und Hinterbliebenen unter Anwendung der Beſtimmungen der SS 1 
und. 2 zu kürzen. Zu dieſem Zweck werden fie ermächtigt, beſtehende Verträge mit einmonatlicher 
Friſt zum Schluß des Kalendermonats zu kündigen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 10. 1931). 


(2) Abſatz 1 gilt aud für die een und Gemeindeverbande Dini ihrer Angeſtelkten, S 
tomen ſie nicht ſchon unter § 2 1 et: i 
N i Artikel 18 re 


Das Danger Gesine vom 19. Sue 1928 (G. Bl. S. 329) erhält hinter $ 48 “| 
folgenden neuen $ 48 1 A 


] § 48a 4 

(1) Anderungen der. 1 9 dieſes Geſetz geregelten Dienſtbezüge, ebenſo Anderungen der Einreihung 
der Beamten in die Gruppen der Beſoldungsordnung können zur Anpaſſung an die Dienſtbezüge 
und die Einreihung der deutſchen bezw. preußiſchen Beamten durch Geſetz erfolgen. 

(2) Werden Beamte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der Dienſtbezüge oder der Ein— 
reihung in die Gruppen der Beſoldungsordnung mit rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, fo find 
die Unterſchiedsbeträge nicht zurückzuerſtatten. | j 

Artikel III 4 

Eine Entſchädigung darf aus Anlaß der Durchführung der Maßnahmen im Artikel 1 und IL an S| 

die davon betroffenen Perſonen nicht gewährt werden. 
Artikel IV 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. November 1931 in Kraft. 


Danzig, den 2. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinstie Keifer 


Nachdem der Hohe Kommiſſar des Völkerbundes im Auftrage des Präſidenten des Rates des 
Völkerbundes am 10. Oktober 1931 mitgeteilt hat, daß der Völkerbund gegen die Abänderung der 
Verfaſſung der Freien Stadt Danzig keine Einwendungen zu machen hat, wird das vorſtehende Geſetz 
hiermit in Kraft geſetzt. 


Danzig, den 13. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


142 Verordnung 
über Anderung der Zahlungsweiſe der Bezüge und über den Wegfall des Ausgleichszuſchlags zu 
den Bezügen der Beamten und Angeſtellten im Amt und im Ruheſtande ſowie ihrer Hinterbliebenen. 
Vom 13. 10. 1931. i 
Auf Grund des $ 1 Nr. 17 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Der Senat iſt berechtigt die monatlichen Dienft- und Verſorgungsbezüge der Beamten und An⸗ 
geſtellten im Amt und im Rubeltande ſowie ihrer Hinterbliebenen (Artikel II) vorübergehend ane in 
Teilbeträgen zahlen zu laſſen. 
Artikel II N 
Mit Wirkung vom 1. 11. 1931 wird ein Ausgleichszuſchlag zu 925 Dienſt⸗ “ith Verſorgungs⸗ 
bezügen 

a) der unmittelbaren Staatsbeamten (§ 20 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. 10. 1928 
— G. Bl. S. 329 —); 

b) der Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Kommunalbeamtengeſetzes 
(S 52 des Danziger Beſoldungsgeſetzes); 

c) der unmittelbaren Staatsbeamten im Ruheſtande (SS 43° und 57 des Beamten-Rubeltands- 
geſetzes vom 23. 2. 1926 — G. Bl. S. 39 — in der Faſſung des S 42 des Danziger 5 
ſoldungsgeſetzes); 

d) der Ruheſtandsbeamten der Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Kommunal⸗ 
beamtengeſetzes (§ 61 des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetzes); 


745 SU 


e) der Hinterbliebenen von itt baren Statement (88 17 Ins 28 des Beamteh-Hintei- 
bliebenengeſetzes vom 23. 2. 1926 — G. Bl. S. 53 — in der Faſſung be 5 43 des Dan⸗ 
ziger Beſoldungsgeſetzes); 

1) der Hinterbliebenen von Beamten der Gemeinden i. und Gemeindeverbände im Sinne des Kom⸗ 
munalbeamtengeſetzes (S 30 des Beamten-Hinterbliebenengeſetzes); 

g) der mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellten bei den Verwaltungen des Staates und der 
Stadtgemeinde Danzig (S 8 der Grundſätze über die Rechtsverhältniſſe der mit Rühegeld⸗ 
berechtigung Angeſtellten vom 26. 9. 1930 — St. A. 1 S. 439 —); 

h) der Tarifangeſtellten bei den Verwaltungen des Staates und der Stadtgemeinde Danzig 
(S 15 D des Angeſtellten⸗Tarifvertrages vom 17. 6. 1930 — St. A. a S. 199 em 

bis auf weiteres nicht gewährt. 
Artik él HI 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 13. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


143 Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung über die Er hebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten. 
Vom 13. 10. 1931. N 


Auf Grund des $ 1 Nr. 18 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird 
ne mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 
Die Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten vom 30. 1. 1931 in der 
geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 
1. § 3 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 
Bemeſſungsgrundlage für die Steuer ſind die in § 32 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
bezeichneten Einnahmen mit Ausnahme der Kinderbeihilfen, die für die Zeit nach dem 31. 10. 1931 
gewährt werden. 
2. § 4 erhält folgenden Wortlaut: a 

(1) Die Steuer beträgt für Beamte, Geiſtliche und mit Ruhegehaltsberechtigung Angeſtellte 
im Amt, im Warteſtand und im Ruheſtand ſowie für deren Hinterbliebene 14 v. H., für die 
ſonſtigen unter § 2 fallenden Perſonen 12 v. H. der in § 3 Abſ. 1 genannten Einnahmen. 

(2) Bei der Berechnung der Steuer bleiben für jeden Steuerpflichtigen, falls er ſeine Bezüge 
monatlich erhält, monatlich 100 G, falls er ſeine Bezüge wöchentlich erhält, wöchentlich 23,10 G 
außer Anſatz. 

(3) Der Senat iſt ermächtigt, für gewiſſe Gruppen von e hinſichtlich der Höhe 
des Steuerſatzes Ausnahmen zu genehmigen. 

3: Ser S 4 wird folgende neue Vorſchrift eingeſchaltet: 
§ 4a 
Solange die durch verfaſſungsänderndes Gefeg vom 13. 10. 1931 (G. Bl. S. 743) und 
Rechtsverordnung des Senats vom 13. 10. 1931 (G. Bl. S. 744) durchgeführten Beſoldungs⸗ 
kürzungen von einem Teil der in § 2 genannten Behörden und Einrichtungen nicht übernommen find, 
beträgt für deren Beamte die Feſtbeſoldetenſteuer 17 %. Bei der Berechnung der Steuer in dieſem 
Falle bleibt für jeden Steuerpflichtigen ein Betrag von 50,— G monatlich außer Anſatz. 


Artikel Il 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung und mit der Maßgabe in Kraft, daß 
Artikel I erjtmalig auf die für November 1931 beſtimmten Löhne und Gehälter Anwendung findet. 


Danzig, den 13. Oktober 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 
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144. E Zweite Rechtsverordnung 
betreffend die Eintragung von Hypotheken mit Feingoldklauſel und von Hypotheken in e 
Währung. 


5 : Bom 16. 10..1931. 
Auf Gan des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. zn 1931 (G. Bl. S. 719) wird mit Ge⸗ 
ſetzeskraft folgendes verordnet: 
Artikel 1 
Die Rechtsverordnung vom 28. September 1931 (G. Bl. ©. 737) wird wie folgt ergänzt: 
Artikel J erhält folgende Abſätze 3, 4 und 5: 
Abſatz 3: Zur Umwandlung einer in Gulden eingetragenen Hypothek und der ihr zugrundeliegenden 
perſönlichen Forderung in eine Goldguldenhypothek bedarf es der Zuſtimmung der im 
Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten nicht. 
Abſatz 4: Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für Grund- und Rentenſchulden. 
Abſatz 5: Bei der Koſten- und Gebührenberechnung für die Umwandlung in eine Goldguldenein⸗ 
tragung beträgt der der Berechnung zu Grunde zu legende Wert im Höchſtfalle 10 v. H. 


des einzutragenden Goldguldenbetrages. Alle zu der Umwandlung erforderlichen Urkunden 


ſind ſtempelfrei. 
Artikel IJ 
Das Geſetz über die Eintragung von Hypotheken und Schiffspfandbriefen in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung vom 27. Juni 1923 (G. Bl. S. 751), abgeändert durch die Geſetze vom 25. September 1930 
(G. Bl. S. 195) und vom 26. Juni 1931 (G. Bl. S. 579), ſowie durch die Rechtsverordnung vom 
28. September 1931 (G. Bl. S. 737) wird wie folgt geändert: 
1. In § 1 Abſ. 1 ijt hinter Satz 2 folgender Satz einzuſchalten: 
Zu einer Umwandlung einer in ausländiſcher Währung eingetragenen Hypothek in eine 
Hypothek der Danziger Währung mit oder ohne Feingoldklauſel bedarf es nicht der Zu- 
ſtimmung des Senats. Bei der Umwandlung kann der in Danzig amtlich feſtgeſtellte Börſen⸗ 
kurs der bisherigen ausländiſchen Währung zur Zeit der Eintragung der Hypothek zu 
Grunde gelegt werden. 
2. Hinter § 13 wird folgender neue § 14 eingeſchaltet: 

Bei der Koſten- und Gebührenberechnung für die Umwandlung in eine Gulden- oder 
Goldguldeneintragung beträgt der der Berechnung zu Grunde zu legende Wert im Höchſt⸗ 
falle 10 v. H. des einzutragenden Guldenbetrages. Alle zu der Umwandlung erforder⸗ 
lichen Urkunden find ſtempelfrei. 

3... Der bisherige S 14 wird § 15. : 
Artikel III y 


Der Senat wird ermächtigt, das Gejeg vom 27. Juni 1923 über die Eintragung von Hypotheken 
und Schiffspfandrechten in ausländiſcher Währung und die Rechtsverordnung vom 28. September 
1931 Art. I unter entſprechenden Überſchriften neu bekannt zu machen und zwar in der zur Zeit 
der Bekanntmachung geltenden Faſſung und unter dem Datum des Tages der Bekanntmachung. 
Gegenſtandslos gewordene Vorſchriften können weggelaſſen werden. 

Artikel IV 
Die Rechtsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 16. Dftober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


145 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung des Geſetzes über die Eintragung von Hypotheken und Schiffspfandrechten in aus⸗ 
ländiſcher Währung. if 


Vom 16. 10. 1931. 


Auf Grund des Artikels HI der Zweiten Rechtsverordnung betreffend die Eintragung von Hypo⸗ 
theken mit Feingoldflaufel und von Hypotheken in ausländiſcher Währung vom 16. Oktober 1931 


AS 
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er 
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(G. Bl. S. 746) wird das Geſetz über die Eintragung von Hypotheken und Schiffspfandrechten in 
ausländiſcher Währung vom 27. Juni 1923 (G. Bl. S. 751), abgeändert durch die Geſetze vom 
25. September 1930 (G. Bl. S. 195) und vom 26. Juni 1931 (G. Bl. S. 579) ſowie durch die 
Rechtsverordnungen vom 28. September 1931 (G. Bl. S. 737) und vom 16. Oktober 1931 (G. Bl. 


S. 746) nachſtehend neu bekanntgemacht. 
Danzig, den 16. Oktober 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath y 


: Geſetz 
über die Eintragung von Hypotheken und Schiffspfandrechten in ausländiſcher Währung. 
I. Hypotheken 
8 1 

Wird für eine Forderung, die in ausländiſcher Währung zu zahlen iſt, eine Hypothek in das 
Grundbuch eingetragen, ſo kann mit Einwilligung des Senats der Geldbetrag der Forderung und 
etwaiger Nebenleiſtungen oder der Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, in aus⸗ 
ländiſcher Währung angegeben werden. Mit Einwilligung des Senats kann auch die Währung einer 
eingetragenen Hypothek in eine ausländiſche umgewandelt oder eine Grundſchuld in ausländiſcher 
Währung eingetragen werden; die Umwandlung der eingetragenen Währung bedarf der Zuſtimmung 


der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten. Zu einer Umwandlung einer in ausländiſcher 


Währung eingetragenen Hypothek in eine Hypothek der Danziger Währung mit oder ohne Feingold⸗ 
klauſel bedarf es nicht der Zuſtimmung des Senats. Mit Einwilligung des Senats kann der Ein⸗ 
tragung von Hypotheken und Grundſchulden in ausländiſcher Währung die Feingoldklauſel zugefügt 
werden. Die Hinzufügung der Feingoldklauſel bedarf der Zuſtimmung der im Range gleich- oder nach⸗ 
ſtehenden Berechtigten. Die Einwilligung des Senats iſt im Grundbuch zu vermerken. 

Für Hypotheken in ausländiſcher Währung und die ihnen zugrunde liegenden perſönlichen Forde⸗ 
rungen inländiſcher unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehender Bodenkreditinſtitute, die nach Wahl des In⸗ 
habers in ausländiſcher Währung oder Gulden verzinsliche und rückzahlbare Pfandbriefe oder Inhaber⸗ 
Schuldverſchreibungen ausgeben, gilt die Feingoldklauſel als mit dem Zeitpunkte der Eintragung im 
Grundbuch vereinbart. Die Eintragung im Grundbuch iſt nicht erforderlich. i 

Bei einer Hypothek oder Grundſchuld, die infolge des Verfalls der Währung des Deutſchen 
Reiches ausgeglichen oder noch auszugleichen iſt, bedarf es zur Umwandlung der Währung und zur 
Hinzufügung der Feingoldklauſel weder der Einwilligung des Senats noch der Zuſtimmung der im 
Range gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten. 

In den Fällen der Abſätze 1 bis 3 gelten die Vorſchriften der SS 2 bis 11. 


§ 2 
Für einen Gläubiger, der ſeinen Wohnſitz im Ausland hat, muß ein im Inland wohnhafter Zu⸗ 

ſtellungsbevollmächtigter angegeben werden. Alle Mitteilungen und Zuſtellungen, die dem Gläubiger 
nach geſetzlicher Vorſchrift bekanntzumachen ſind, werden mit der Bekanntmachung an den Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten wirkſam. Solange kein im Inland wohnhafter Zuſtellungsbevollmächtigter vorhanden 
iſt, erfolgen die Mitteilungen und Zuſtellungen wirkſam durch Aufgabe zur Poſt; die Poſtſendungen 
ſind einzuſchreiben. 

§ 3 


Zu einer Anderung des Inhalts der Hypothek ijt die Einwilligung des Senats erforderlich. 
Eine Anderung der eingetragenen Währung bedarf außerdem der Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten. 
8 4 


Der Senat kann die Vollziehung der von ihm bei Erteilung der Einwilligung ($$ 1, 3) aufer⸗ 
legten Anordnungen verlangen; für die Vollziehung haftet jeder Eigentümer, der das Grundſtück mit 
dem in ausländiſcher Währung eingetragenen Rechte erwirbt. 


8 5 
Wird die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks angeordnet, ſo muß die Terminbeſtimmung die 
Angabe, daß das Grundſtück mit einer Hypothek oder Grundſchuld in ausländiſcher Währung belaſtet 
iſt, und die Bezeichnung dieſer Währung enthalten. 


§ 6 ; 
In dem Verſteigerungstermin wird vor der Aufforderung zur Angabe von Geboten festgestellt 
und bekanntgemacht, welchen Wert das in ausländiſcher Währung eingetragene Recht nach dem in 
aia amtlich ermittelten letzten Kurs in Gulden hat. : IRE 


8 7 


Bleibt ein bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berüchſichtigtes, in ausländiſcher Währung 
eingetragenes Recht beſtahen, jo bleiben Anderungen des im Verſteigerungstermine feſtgeſtellten 
Kurswertes für das weitere Verfahren außer Sn. >= 


8 8 
Der bar zu zahlende Teil des geringſten Gebots wird in Gulden feſtgeſtellt. Auf ann des 
Gläubigers des in ausländiſcher Währung eingetragenen Rechtes iſt der Wert ſeiner aus dem Bar⸗ 
gebote zu berichtigenden Anſprüche zu dem höchſten Kurſe anzuſetzen, den die e in den letzten 
ſechs Monaten vor dem Verſteigerungstermin in Danzig gehabt hat. 
Die Gebote ſind in Gulden abzugeben. 
§ 9 
Der Teilungsplan wird in Gulden aufgeſtellt. Die dem Gläubiger des in anslänbifejer Währung 
eingetragenen Rechtes zu zahlenden Beträge ſind auf Grund des in Danzig amtlich zu ermittelnden 
letzten Kurſes umzurechnen. : 
Soweit der Teilungsplan dadurch ausgeführt wird, daß auf den Gläubiger des in ausländi⸗ z 
ſcher Währung eingetragenen Rechtes eine Forderung gegen den Erſteher übertragen wird, erfolgt die 
Übertragung in der ausländiſchen Währung. 8 
Wird der Gläubiger des in ausländiſcher Währung eingetragenen Rechtes nicht vollſtändig be⸗ 
friedigt, fo iſt der verbleibende Teil feiner Forderung in der ausländiſchen Währung feſtzuſtellen. 
Die Feſtſtellung iſt für die Haftung mitbelaſteter Grundſtücke, für die Verbindlichkeit des ea 
Schuldners und für die Geltendmachung des Ausfalls im Konkurſe maßgebend. 


; § 10 
Iſt die Sisdndeubewatiinte des Grundſtücks angeordnet, fo find die Beträge, die auf ein in aus⸗ 
ländiſcher Währung eingetragenes Recht entfallen, in der eingetragenen Währung feſtzuſtellen. Die 
Auszahlung erfolgt in Gulden. Wiederkehrende Leiſtungen zahlt der Verwalter nach dem Kurswert 
des Fälligkeitstages aus. Zahlungen auf das Kapital ſetzt das Gericht in dem zur Leiſtung beſtimmten 
Termine nach dem amtlich ermittelten letzten Kurswerte felt; die Vorſchrift des § 9 Abſ. 3 oye. 2 
gilt entſprechend. 
Sali 
Soweit die Erhebung von Gerichtsgebühren nach dem Betrage des in ausländiſcher Währung ein⸗ 
getragenen Rechtes erfolgt, iſt der Berechnung der jeweilige Kurswert in Gulden zu Grunde zu legen. 
Das gleiche gilt für die Erhebung anderer Abgaben, die den Gerichtsbehörden übertragen iſt. 


II. Schiffspfandrechte 


8 12 
Die vorſtehenden Vorſchriften mit Ausnahme des § 10 finden auf die Eintragung und Anand 
von Schiffspfandrechten entſprechende Anwendung. 


III. Ausführungs- und Schlußbeſtimmungen 


§ 13 
Der Senat hat die erforderlichen e insbeſondere über Die Beltitellungen 
Der ae zu erlaſſen. 
§ 14 
Bei der Koſten⸗ und Gebührenberechnung für die Umwandlung in eine Gulden⸗ oder Gold⸗ 
guldeneintragung beträgt der der Berechnung zu Grunde zu legende Wert im Höchſtfalle 10 v. H. des 
re Guldenbetrages. Alle zu der Umwandlung erforderlichen Urkunden find ſtempelfrei. 


9 15 e 


Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. i ies ey ee 
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Bekanntmachung 

der neuen Faſſung der Rechtsverordnung betreffend die Eintragung von 
Guldenhypotheken mit Feingoldklauſel. 

Vom 16. 10. 1931. 


Auf Grund des Artikels III der Zweiten Rechtsverordnung betreffend die Eintragung von Hypo— 
theken mit Feingoldklauſel und von Hypotheken in ausländiſcher Währung vom 16. Oktober 1931 


a (G. Bl. S. 746) wird die Rechtsordnung betreffend Eintragung von Guldenhypotheken mit Fein⸗ 


goldklauſel vom 28. September 1931 (G. Bl. S. 737), abgeändert durch die Zweite Rechtsverordnung 
vom 16. Oktober 1931 (G. Bl. S. 746) nachſtehend neu bekanntgemacht. 


Danzig, den 16. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


Rechtsverordnung 
betreffend die Eintragung von Hypotheken mit Feingoldklauſel 
Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) wird mit Ge- 
ſetzeskraft folgendes verordnet: 
a Arien 
Die Eintragung von Hypotheken in Danziger Währung kann mit dem Bujak erfolgen, daß ein 


Gulden dem jeweiligen Preiſe von 0,292895 g Feingold gleichgeſetzt wird (Gulden⸗Hypotheken mit Fein: 
goldklauſel). Maßgebend ijt der für den Tag der Fälligkeit amtlich feſtgeſtellte Preis. 


Guldenhypotheken mit Feingoldklauſel können als Goldguldenhypotheken eingetragen werden. 


Zur Umwandlung einer in Gulden eingetragennen Hypothek und der ihr zu Grunde liegenden per— 


ſönlichen Forderung in eine Goldguldenhypothek bedarf es der Zuſtimmung der im Range gleich- oder 
nachſtehenden Berechtigten nicht. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für Grund- und Rentenſchulden. 

Bei der Koſten⸗ und Gebührenberechnung für die Umwandlung in eme Goldguldeneintragung be- 
trägt der der Berechnung zu Grunde zu legende Wert im Höditfalle 10 v. H. des einzutragenden 
Goldguldenbetrages. Alle zu der Umwandlung erforderlichen Urkunden ſind ſtempelfrei. 

Artikel II 
Die Rechtsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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